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Vorbemerkung  

Die im Folgenden ab S. 3 dargestellten Seiten enthalten einen Auszug aus dem Protokoll des 
Vollzugsrats des Arbeiter- und Soldatenrates Groß-Berlin vom 26. November 1918. An diesem 
Nachmittag erstatteten zwei Kieler Delegierte Bericht von den Ereignissen in Kiel. 
 

Berichterstatter Edler oder Ehle? 

Der eigentliche Berichterstatter war laut Protokoll „Genosse Edler“ (S. 374).  
Die Herausgeber vermuten jedoch in der Fußnote 27, dass es sich wahrscheinlich um Ehle, 
Obermatrose der I. Torpedo-Division, Soldatenrat in Kiel, handeln würde. 
 
Die Perspektive des Berichterstatters ist jedoch eindeutig die eines Arbeiterratsmitglieds und nicht die 
eines Soldatenratsmitglieds. Außerdem wird deutlich, dass er Mitglied der MSPD war. 
 
Es dürfte sich deshalb um Karl Edler, den späteren Stadtverordneten der SPD handeln, der im März 
1920 im Namen der Gewerkschaft den zentralen Findling auf dem Kieler Eichhof-Friedhof mit der 
Aufschrift „Ruhestätte der Opfer der Revolution“ auf eigene Kosten (zusammen mit Eduard Wolke, 
SPD) beschaffen ließ.1 Dies wurde bestätigt durch eine Abrechnung in der im Stadtarchiv Kiel 
verwahrten Akte: „Bei-Akten des Magistrats zu Kiel betreffend Abrechnung des Arbeiterrats, Band I 
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1918-1919“ (Stadtarchiv Kiel, StAK Sign. 29685). Danach sind Springer und Edler am 24. November 
1918 als „Delegation nach Berlin“ gefahren. Springer war USPD-Mitglied und hatte auf einer großen 
Veranstaltung in Kiel am 28. November Noske scharf angegriffen und war am Weiterreden gehindert 
worden.2 In der erwähnten Akte finden sich leider keine Vornamen. Einmal finden wir jedoch den 
Namen „P. Springer“ und bei Edler finden wir einmal ein Kürzel, dass man als B in deutscher Schrift 
oder als C in lateinischer Schrift ansehen könnte (Bl 47), zum anderen ein schwer zu interpretierendes 
Kürzel, das man vielleicht als K/C ansehen könnte (Bl. 2) Im Adressverzeichnis der Stadt Kiel gibt es 
unter Ehle „Carl F. E., Dreher, Posadowskystr. 48“ (Adressbuch 1914) sowie „Carl, Mechaniker, 
Posadowskystr. 48 E. [E bedeutet Hauseigentümer] und K. Mechanik., Posadowskystr. 48 E. 
(Adressbuch 1934). Wir können deshalb wohl davon ausgehen, dass es sich bei dem Berichterstatter 
um Carl oder Karl Edler handelte. 
 

Arbeiter- und Soldatenrat 

Der verwendete Ausdruck „Arbeiter- und Soldatenrat“ (S. 374, Zeile 10 und 11) oder „Oberster 
Arbeiter- und Soldatenrat der Republik Schleswig-Holstein“ (S. 374, Zeile 16 und 17) suggeriert eine 
gemeinsame Institution, die es jedoch nicht gegeben hat. Der Sprachgebrauch Edlers, den wir auch 
anderweitig finden, zeigt aber, dass die beiden Räteorganisationen durchaus als Einheit gesehen 
wurden und eine enge Verbindung bestand; siehe auch die Anmerkung 30 der Herausgeber. 
 

Offensichtliche Fehler, Unklarheiten 

Die auf S. 375, Zeile 19–25 berichteten Ereignisse (Kommission zum Gouverneur) haben sich am 
Montag Nachmittag/Abends zugetragen und nicht am Dienstag. 
Auch einige andere Angaben sind ungenau, z. B. dass die Demonstranten am 3. November 
unbewaffnet gewesen wären, sowie die Zahl der Toten (7 statt 8) (S. 376). 
Edler erklärte, dass auch die Justiz Beigeordnete erhalten habe (S. 377, Zeile 1). Dies widerspricht der 
Aussage Peter Hillbrechts vom November 1919, dass man genau dies versäumt habe. Dadurch hätte 
"unendlich viel an reaktionären Bestrebungen hintangehalten“ werden können. So urteilte der 
Vorsitzende des Volksrats, wie sich die provisorische Regierung später nannte (SHVZ vom 5. 
November 1919). 
Lothar Popp emigrierte erst 1941 von Marseille aus in die USA (Anmerkung 38). Er war über Danzig, 
die Tschechei und Paris nach Marseille geflohen. Siehe Klaus Kuhl: Lebenslauf Lothar Popp. Online 
zugänglich (aufgerufen 31. August 2918) unter: http://www.kurkuhl.de/de/novrev/popp_cv.html. 
 

Besonders interessante Stellen 

 
Nahrungsmittel 

Aussage Edlers zu den Aktivitäten der Räte in der Sicherstellung der Nahrungsmittelversorgung (S. 
377): 
„Der wichtigste Punkt war bei uns das Ernährungswesen. Wir haben aber auch diese Frage zur 
vollsten Zufriedenheit der ganzen Bevölkerung bei uns gelöst. Auch die Zivilpersonen stellten sich 
hierbei hindernd in den Weg. Durch unsere Macht haben wir sie aber gezwungen, uns nachzugeben. 
Wir waren durch die entgegengesetzte Tätigkeit von Zivilpersonen in die Enge getrieben, daß wir 
tagelang keine Lebensmittel bekamen und vor allen Dingen die Milch für die Kinder fehlte. Die 
Lebensmittel lagen in Plön und Eckernförde, und Kiel bekam nichts. Schließlich hatten wir unseren 
Fuhrpark so in Bewegung gebracht, daß wir uns Milch und anderes durch Autos herbeiholten, und so 
bekommen wir jetzt ausreichend Lebensmittel heran.“ 
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 Siehe: Anonym: Diktatur oder Nationalversammlung. In: SHVZ, 29. November 1918.  



Arbeitsvermittlung 

Aussage Edlers zu Arbeitsnachweisen (S. 379): 
„Weiter haben wir auch dafür gesorgt, daß unsere Arbeitsnachweise jetzt paritätisch besetzt sind, und 
damit die Genossen sich nicht immer auf den Straßen herumtreiben müssen, haben wir zu diesem 
Zwecke das Schloß genommen. Bei der Übergangszeit wird es eine sehr große Arbeitslosigkeit 
geben.“ 
 
Aufruf der Kieler Räte 

Die „Resolution der Kieler Genossen“ (S. 379): 
Es handelt sich um dieses Flugblatt: http://www.kurkuhl.de/images/img_hist/flugblatt_nov1918_a-
und-s-rat.jpg (auch zugänglich über die Zeitleiste zum Matrosenaufstand). Dieses Dokument wurde 
auch in der Schleswig-Holsteinischen Volkszeitung vom 22. November 1918 auf S. 2 abgedruckt und 
wird von den Herausgebern in der Fußnote 42 zusammengefasst dargestellt. Die wichtigsten Aussagen 
waren:  

Unser Ziel ist die sozialistische Republik. Wir wollen nicht nur die politische sondern auch die 
wirtschaftliche Demokratie. 

Diese Forderung dürfte den Räten besonders wichtig gewesen sein, weil führende Industrielle im 
damaligen Deutschland die proto- und prä-faschistische Deutsche Vaterlandspartei unterstützten. 
 
Edler berichtet, dass die Resolution „in der Kommission angenommen“ wurde. Es bleibt leider unklar, 
um was für eine Kommission es sich dabei handelte. Eventuell ist die von ihm beschriebene 
sechsköpfige Kommission auf S. 376 gemeint, die die Beiräte in ihrer Arbeit unterstützte. 
 
Nach dem Bericht Edlers können wir davon ausgehen, dass das Dokument zunächst vom Arbeiterrat 
verabschiedet wurde und die Zustimmung des Soldatenrats vorausgesetzt wurde, ohne dass dieser 
jedoch gefragt wurde. Daraufhin gab es offenbar einen öffentlichen Protest des Soldatenrats, der vom 
Vorsitzenden des Obersten Soldatenrats, Lothar Popp unterschrieben wurde. Inhaltlich scheint es 
jedoch keine Differenzen gegeben zu haben. Die im Dokument erwähnten Berichte in der bürgerlichen 
Presse konnten bisher nicht aufgefunden werden (KNN, KiZtg, BT). 
 
 

Einschätzungen 

Nach dem Leiter des Stadtarchivs Kiel, Dr. Johannes Rosenplänter zeigt der Bericht einerseits die 
Vernetzung nach Berlin, andererseits aber auch, wie wenig Kenntnisse man auch Ende November in 
Berlin von den Ereignissen in Kiel hatte. 
Er weist auch daraufhin, dass der Bericht von einem Protokollanten aufgenommen sein muss, dessen 
Widergabe nicht unbedingt in allen Fällen korrekt sein muss.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Auszüge 

S. 374 – 380 
 
 



 
 
 



 



 
 



 
 
 



 

 
 



 

 



 
 


